Flugblatt 
Nr. IV. 


Vor der entſcheidenden Stunde. 
Ein Wort an die deutſchen Wähler. 


Der Wahltag ſteht bevor. Jeder Wähler hat, ehe 
er ſeine Stimme abgiebt, nochmals ernſtlich mit ſich zu 
Rathe zu gehen, für wen er ſich entſcheiden ſoll. Denn 
ſchwerer als jemals wiegt bei dieſer Wahl ſeine Stimme. 
Jeder Wähler iſt verantwortlich für das, was in den 
nächſten drei Jahren im deutſchen Reiche geſchehen 
wird. Ueberlegen wir alſo nochmals, um was es ſich bei 
dieſen Wahlen handelt! 
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Die Regierungen wollen die Ausſchreitungen der 
Socialdemokraten bekämpfen. Wollen die Liberalen 
das etwa nicht? Was haben denn die Conſervativen 
bis jetzt gegen die Socialdemokraten gethan? Denken wir 
doch einmal ein paar Jahre zurück! Wer hat die Social⸗ 
demokraten gewähren laſſen und wer hat ſie bekämpft? 
Gerade unſere liberalen Abgeordneten ſind es geweſen, 
welche immer in erſter Reihe gegen die Ausſchreitungen der 
Socialdemokraten aufgetreten ſind. Sie haben immer vor 
ihnen gewarnt, ſie haben nie mit ihnen geliebäugelt. 

Wenn es alſo den Kampf gegen die Socialdemokraten 
gilt, dann werden die Liberalen vor Keinem zurück— 
ſtehen. Liberale Abgeordnete waren es, welche noch im 
letzten Reichstag die Regierungen aufgefordert haben, die 
ganze Strenge der beſtehenden Geſetze gegen die Ausſchrei⸗ 
tungen der Socialdemokraten anzuwenden und die letzten 
Wochen haben wohl jedem Bürger bewieſen, daß ſich auch 
mit den beſtehenden Geſetzen, wenn man ſie nur ſchnell 
und kräftig anwendet, ſchon viel erreichen läßt. Soweit ſie 
aber nicht ausreichen, jo werden auch die liberalen Abgeord⸗ 
neten den Regierungen noch die weiteren geſetzlichen Voll⸗ 
machten geben, die ihnen fehlen. 

In dieſem Punkte alſo beſteht kein Zwieſpalt zwiſchen 
den Freunden der Ordnung und des Vaterlandes. Darüber 
was geſchehen muß, werden Bundesregierungen und 
Reichstag ſich im Intereſſe des Vaterlandes ſicher— 
lich verſtändigen. 

Die Wähler aber werden gut daran thun, vor dieſem 
wichtigen Wahlakte ſich klar zu machen, daß der Reichstag 
eine große Anzahl anderer wichtiger Beſchlüſſe zu 
faſſen hat, welche über das Wohl und Wehe des deutſchen 
Reiches entſcheiden ſollen. 

Das wiſſen auch die Konſervativen ſehr gut und ſie 
find offenherzig genug, ihre geheimen Wünſche und Pläne 


jetzt ans Licht zu bringen; denn die Gelegenheit ſcheint ihnen 
diesmal beſonders günſtig zu ſein. 

Was aber wollen die Conſervativen? „Die liberalen 
Theorien müſſen bekämpft werden!“ — ruft die 
berliner „Kreuzzeitung;“ die „liberalen Geſetze“ haben 
Leiden über unſer Land, und unſere Geſchäfte ins Stocken 
gebracht. Alles Uebel kommt von der „ſchrankenloſen Frei⸗ 
zügigkeit“, von der „Gewerbefreiheit“ und „Aktienfreiheit“, die 
uns die Liberalen gebracht haben. Alſo fort mit dieſen Geſetzen! 

„Die Unſittlichkeit der liberalen Theorieen muß 
bekämpft werden“ ſagt ein Herr von Frieſen mit 
53 conſervativen Genoſſen aus dem Königreich Sachſen, in 
ſeinem Wahlaufrufe. „Das Leben der Fürſten, die Exiſtenz 
des Staates, das Leben und das Eigenthum eines jeden 
Einzelnen, werde mit roher Gewalt bedroht.“ 

Wählt Conſervative! ſo verlangt das preußiſche 
Herrenhaus-Mitglied Graf Brühl. „Ihre Aufgabe wird 
es ſein, die Reichsregierung zu unterſtützen, überall wo ſie 
liberale Tendenzen bekämpft, mögen ſie Sozialdemokraten, 
Fortſchrittler oder Nationalliberale zu Trägern haben. Ihre 
Aufgabe wird es ſein, der Reichsregierung entgegen 
zu treten, ſollte dieſe dem Liberalismus huldigen wollen.“ 
„Der Liberalismus iſt der giftige Baum, welcher mit der 
Wurzel ausgerottet werden muß!“ 

Mit ſolchen Plänen gehen die Conſervativen in den 
Wahlkampf. Und das Alles ſoll noch kein Verſuch 
zur Reaction ſein? Dieſe Herren, die grollend bei Seite 
ſtanden, als es galt, das Deutſche Reich zu befeſtigen und 
die nationale deutſche Politik des Fürſten Bismarck zu 
unterſtützen, denen die Deutſche Fahne, die heute zu ums 
ſerer Freude von dem Palaſt unſeres Kaiſers weht, früher 
ein Greuel war, die auch heute noch in vielen Gegenden 
des Reiches jeder nationalen Politik Widerſtand leiſten, ſie 
glauben, daß ihre Zeit jetzt gekommen ſei, daß ſie mit 
dem freiſinnigen deutſchen Bürgerthume aufräumen und die 
Geſetzgebung ganz nach ihrem Willen lenken können. Ueber⸗ 
all ſuchen ſie, ſelbſt die gemäßigſten freiſinnigen Abgeord⸗ 
neten zu verdrängen und ſtramme Conſervative nach ihrem 
Herzen durchzuſetzen. 

Kämen ſie aber wirklich in großer Zahl in den Reichs⸗ 
tag und hätten ſie erſt die Macht in der Hand — ſie wären 
die Erſten, die dem Fürſten Bismarck ihre Bedingungen 
vorſchrieben und wenn er ſie nicht erfüllte, den Verſuch 
machten, ihn zu ſtürzen. 


Ob dieſe conſervativen Herren ſich wirklich einbilden, 
daß das Deutſche Volk ein ſo kurzes Gedächtniß 
hat, daß es alles vergeſſen haben ſollte, was ſie und ihre 
Geſinnungsgenoſſen ſtets erſtrebten? 


2. 

Nach den Wünſchen dieſer Conſervativen ſoll alſo aufs 
geräumt werden, mit den liberalen Abgeordneten und mit 
den liberalen Geſetzen! Nur ſie haben alles Unheil über 
das Reich gebracht. 

Fragen wir aber doch einmal, wer hat dieſe libe— 
ralen Geſetze geſchaffen? Waren es nicht die Regie⸗ 
rungen mit dem Fürſten Bismarck an der Spitze, die alle 
dieſe Geſetze entworfen und in den Reichstag eingebracht 
haben? Haben denn jemals, die jetzt ſo viel geſchmähten und 
verläumdeten Pationalliberalen, auf die man es bei den 
bevorſtehenden Wahlen ganz beſonders abzuſehen ſcheint, die 
Majorität im Reichstag gehabt? Kaum den dritten 
Theil deſſelben machten ſie aus. 

Aber noch mehr! Gerade die Geſetze, über welche 
heute am meiſten von den Conſervativen Ach und Weh ges 
rufen wird, z. B. das Freizügigkeitsgeſetz“) und die 
neue Gewerbeordnung, fie find nicht nur von den Ne 
gierungen eingebracht und gebilligt, ſondern ſie ſind ſchließlich 
auch von dem ganzen Reichstag, von den Conſerva— 
tiven ſo gut, wie von den Liberalen, angenommen 
worden. Iſt nicht ferner das Geſetz über die Cpalitions— 
freiheit der Arbeiter und das Geſetz über das allgemeine 
gleiche und direkte Wahlrecht, von dem Fürſten Bis— 
marck und den deutſchen Regierungen in den Reichstag ein= 
gebracht und von allen Parteien angenommen? 

Was alſo ſoll es heißen, wenn die Conſervativen und 
wenn ſogar die Zeitungen, welche ſagen, daß ſie die Politik 
des Fürſten Bismarck ganz beſonders unterſtützen, jetzt die 
Geſetze, die von ihm eingebracht und gefördert ſind, ſchlecht 
machen und ſie als die Ouelle alles Uebels darſtellen? Soll 
man das noch Unterſtützung der Regierungspolitik 
nennen? Glaubt man damit die Autorität der Staatsgewalt 
aufrecht zu erhalten? . 

Nichts als Erſtaunen und Verwirrung muß ein 
ſolches Gebahren in die Reihen der Wähler bringen, und es 
kann nur dazu dienen, die Autorität der geſetzgebenden Ge— 


walten zu untergraben und das Vertrauen zu unſerem Reiche 


zu erſchüttern. 

Daß unſere Geſetze, die ſchnell geſchaffen werden mußten, 
um die Grundlagen unſeres wiedererrungenen nationalen 
Staates zu ſchaffen und zu ſichern, nicht mit Einemmale 
allen Bedürfniſſen des Volkes gerecht werden konnten, das 
wiſſen auch die Liberalen und ſie haben ſich nicht geweigert, 
da wo die Verhältniſſe eine Aenderung dieſer Geſetze noth— 
wendig machten, darauf einzugehen. 

Die halbamtliche „Berliner Provinzial-Correſpondenz“ 
jagt bezüglich der Gewerbeordnung: „Die Beſtrebungen 
die Gewerbeordnung unter Berückſichtigung der hervorgetrete— 
nen praktiſchen Bedürfniſſe zu verbeſſern, ſollen in dem bis— 


) In Preußen beſtehen dieſelben Beſtimmungen, welche in dem 
Freizügigkeitsgeſetze enthalten find ſchon ſeit dem Jahre 1842 und im 
Königreich Sachſen ſchon ſeit dem Jahre 1834. 
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herigen Geifte fortgeführt werden, die Grundlagen aber 
der Gewerbeordnung ſollen feſtgehalten werden.“ 

Nun gut! Damit find auch die Liberalen einverſtan— 
den. Das iſt keine leere Redensart, denn ſie haben noch 
vor wenigen Wochen in dem aufgelöſten Reichstag eine ganze 
Anzahl von wichtigen Aenderungen und Ergänzungen zur 
Gewerbeordnung beſchloſſen, welche die praktiſchen Bedürfniſſe 


und die Wünſche unſerer Handwerker und Fabrikanten 


berückſichtigen. 

So werden die Liberalen auch in Zukunft handeln. 

„Aber die Grundlagen der Gewerbeordnung ſollen 
feſtgehalten werden“ — das wollen nach der halbamt— 
lichen „Provinzial⸗Correſpondenz“ auch die deutſchen Re⸗ 
gierungen. 

Wenn die Kreuzzeitung und ihre conſervativen Geſin⸗ 
nungsgenoſſen das ebenfalls wollten, — wozu dann der ganze 
Lärm über dieſes und die anderen neuen Geſetze? Wozu 
dann der wüthende Kampf gegen alle Liberalen? 


3. 

Das Wichtigſte, was den Reichstag in ſeiner nächſten 
Seſſion beſchäftigen wird, betrifft die Finanzen und die 
Steuern. Um dieſe dreht ſich der Hauptſtreit. 

Es iſt daher für jeden Wähler von ſehr dringendem 
Intereſſe, ganz klar zu ſehen: was wollen die Regierungen, 
was wollen die Conſervativen und was wollen die Liberalen? 

Die Berliner halbamtliche „Provinzial-Correſpondenz“ 
ſagt: Die Regierung will eine „wirthſchaftliche Reform.“ 
Von ihr erwartet ſie eine „allſeitige Erfriſchung der 
finanziellen Verhältniſſe des Reiches.“ Für die Regierung 
ſei eigentlicher Grund und Zweck der Reform „nicht die 
Vermehrung der Steuerlaſt des Volkes,“ ſondern 

1) Selbſtſtändigkeit der Finanzen des Reiches, Ver- 
mehrung der Einnahmen deſſelben durch Erhö— 
hung der vorzugsweiſe geeigneten indirecten 
Steuern, 

2) Verminderung der direkten Steuern in den 
einzelnen Staaten und in den Kreis- und Commu⸗ 
nalverbänden. 

Ueber dieſe Verminderung der direkten Steuern und 
über neue nützliche Ausgaben weiß die „Provinzial-Correſpon⸗ 
denz“ ſehr ſchön zu reden. Freilich bezieht ſich alles das, 
was ſie ſagt, zunächſt nur auf Preußen und auf Verhält⸗ 
niſſe, die im preußiſchen Landtage entſchieden werden. 
Sie hat dabei alſo vorzugsweiſe die preußiſchen Wähler 
im Auge. 

Da ſollen nach der „Provinzial-Correſpondenz“ in 
Preußen die unteren Stufen der Klaſſenſteuer ganz 
von der Steuer befreit oder erleichtet werden; da ſoll ein 
namhafter Theil (womöglich die Hälfte) der Grund und 
Gebäudeſteuer an die kommunalen Verbände überwieſen 
werden, da ſollen die Handwerker und die kleineren Handels 
treibenden in der Gewerbeſteuer erleichtert werden. 

Da ſollen ſerner neue nützliche Anlagen gemacht 
und große Summen für das Unterrichtsweſen verwendet 
werden. Welche vortreffliche Ausſichten für Preußen! 

Glauben denn die Wähler, die liberalen preußiſchen 
Landtagsabgeordneten werden alle dieſe ſchönen Dinge nicht 
gern annehmen und wenn es geht, noch viel mehr? 


Haben doch die Liberalen das Meiſte davon ſeit Jahren 
gefordert. 

Ja, ſie könnten noch manche andere Dinge, die wünſchens— 
werth ſind für Preußen, bei den Reichstagswahlen hinzu— 
fügen. Wenn man einmal z. B. von der Reform der 
Klaſſenſteuer ſpricht, dann möge man auch an die ſehr 
hoch belaſteten Mittelſtufen denken! Auch die kleineren 
Landwirthe, die Handwerker, die Beamten und ebenſo die 
beſſer geſtellten Arbeiter find beſonders hoch belaſtet, nament— 
lich wegen der hohen Zuſchläge für die Kommunen. Dies 
iſt oft genug von liberalen Abgeordneten im Preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe nachgewieſen. 

Gegen dieſe Verſprechungen der „Provinzial-Correſpon⸗ 
denz“ alſo wird kein Menſch im Lande ſeine Stimme erheben. 
Hätten wir ſie nur erſt in Geſetzesparagraphen 
leibhaftig vor uns! Wir können die Zeit kaum erwarten! 


Aber um Alles dies in Preußen zu machen, wird das | 
Steuern | 


viel Geld durch neue 


Reich viel, ſehr 
ſchaffen müſſen. 

Rechnen wir es einmal ein wenig nach. 

Zur Reform der Klaſſenſteuer, wie fie die „Provin⸗ 
zial⸗Correſpondenz“ verſpricht, find 15 bis 23 Millionen 
Mark nöthig, zur Ueberweiſung der Hälfte der Grund— 
und Gebäudeſteuer an die Kommunalverbände 29 Mil- 
lionen Mark, zur Reform der Gewerbeſteuer wenigſtens 


5 Millionen, zur Verbeſſerung des Unterrichtsweſens 


nach den bis jetzt bekannt gewordenen Abſichten etwa 
20 Millionen. 

Nehmen wir auch nur 15 Millionen für neue produktive 
Anlagen hinzu, ſo kommen wir auf einen Bedarf von 90 bis 
100 Millionen Mark jährlich für Preußen. 

Davon würden etwa 55 Millionen Mark zur Erz 
leichterung der Steuerzahler an direkten Steuern, der 
Reſt von 35 Millionen aber zur Vermehrung der 
Ausgaben verwendet werden. 

Sollen aber in Preußen dieſe Reformen durchgeführt wer⸗ 
den, ſo muß es vom Reich dazu den erforderlichen Betrag in 
indirekten Steuern jährlich erhalten. Um dies zu können, 
muß das Reich jährlich 150 bis 200 Millionen 
Mark an indirekten Steuern mehr als bis jetzt 
erheben. 

Damit wird es aber noch nicht gethan fein. Denn 
man wird auch für den Militair- und Marineetat mehr 
als bisher haben wollen. Die „Provinzial-Correſpondenz“ 
ſpricht davon zwar ſpeziell nicht; aber ſie hebt doch hervor, 
daß die Steuerreform nicht blos das Geld für Erleich— 
terungen in den Einzelſtaaten, ſondern auch für die höheren 
Ausgaben ſchaffen ſoll. Man ſei doch offen und nenne 
das Ding, wie es iſt: es handelt ſich in der That auch um 
Aufbringung von mehr Steuern und Laſten als bisher. 

Alſo etwa ein Paar Hundert Millionen Mark an neuen 
oder höheren, indirecten Steuern?) ſollen im Reich aufge⸗ 
bracht werden: das iſt die Frage, die den Reichstag und 
vorher auch die Wähler ernſtlich beſchäftigen ſoll. 

Wie aber dieſe vielen Millionen aufgebracht 
werden ſollen, darüber jagt die Berliner „Provinzial: 


0 Gegenwärtig erhebt das Reich aus allen indirecten Steuern 
(Zöllen, Verbrauchsſteuern ꝛc.) und der Wechſelſtempelſteuer im Ganzen 
etwa 300 Millionen Mark; alſo ebenſoviel beinahe würde nöthig fein. 


| 


| 


Correſpondenz“ nur ſehr wenig und gerade das iſt es, 
was die Wähler am meiſten intereſſirt; denn ſie ſind es, 
die, man mag es machen, wie man will, doch immer bes 
zahlen müſſen. 

Die „Provinzial⸗Correſpondenz“ jagt, in erſter Linie 
müſſe der Tabak höher beſteuert werden. Von ihm wird 
man „mit Leichtigkeit den größten Theil der wünſchenswerthen 
Mehreinnahmen einbringen.“ Aber wie will man vom 
Tabak dieſe Mehreinnahmen erhalten und wie viel werden 
ſie betragen? 

Der Fürſt Bismarck ſagte im Reichstag, „ſein Ideal 
ſei das Tabaksmonopol“. 

Die liberalen Abgeordneten im Reichstag waren gegen 
das Tabaksmonopol— 

Kein Land der Welt hat eine ſo blühende Tabaksin⸗ 
duſtrie wie Deutſchland. Sie beſchäftigt, abgeſehen von 
den Nebengewerben, die damit im Zuſammenhange ſtehen, 
110 bis 120,000 Arbeiter — alſo etwa die Hälfte der Ar⸗ 
beiter, die von der Großeiſeninduſtrie leben, welche für 


ſich jetzt ſo dringend verlangt, daß der Staat ſie durch einen 


Zoll ſchützen ſoll. 

Bei Einführung des Tabaksmonopols würde ein blühen⸗ 
der, weitverzweigter Handel, eine blühende Induſtrie ver— 
nichtet, die Hälfte oder zwei Drittel der darin beſchäftigten 
Arbeiter brodlos werden?), der Tabaksbau, von dem viele 
kleine Landwirthe in Deutſchland leben, auf ganz unſichere 
Füße geſtellt und der Regierung auf Gnade und Ungnade 
überliefert werden. Wie ein Sachverſtändiger ausgerechnet 
hat, find bei der Tabaksinduſtrie 800,000 bis 1 Million 
Menſchen in Deutſchland direct oder indirect betheiligt. 
Sie würden durch die Einführung des Monopols ſchwer be— 
troffen werden; denn ihnen allen eine Entſchädigung zu ge— 
währen, iſt ganz unmöglich. Und trotz dieſes gewaltſamen 
Eingriffs in unſere wirthſchaftlichen Verhältniſſe würden die 
Einnahmen aus dem Monopol namentlich in den erſten 
10 Jahren ſehr unſichere und keineswegs ſo hoch ſein, 
wie ſich die Freunde des Tabaksmonopols einbilden. In 
den erſten Jahren nach Einführung des Monopols gäbe es 
wegen der Entſchädigungen nur ſehr wenige Ueberſchüſſe. 
Oeſterreich hatte aus dem Monopol im Jahre 1853 eine 
Einnahme von 25 Millionen und erſt nach 20 Jahren eine 
Einnahme von 74 Millionen, die ſeit dem nicht geſteigert iſt. 

Und glaubt man denn: Der Steuerzahler würde die 
Einführung des Monopols nicht merken? In Frankreich 
koſtet das Pfund ordinärer Rauchtabak 4 bis 5 Mark, 
bei uns in Deutſchland 40 bis 60 Pfennige! Das iſt 
denn doch ein Unterſchied, der wahrhaftig zu merken iſt. 

Alſo man ſage uns doch erſt klar und deutlich, durch 
welche neuen Steuern man die Hunderte von Millionen 
im Reich aufbringen will. 


4. 
„Erhöhung der eigenen Einnahmen des Reiches“. 
Das wollen mit den Regierungen auch die Liberalen. 
Die nationalliberalen Abgeordneten haben das ſchon im 
Jahre 1868 verlangt, aber ſie verlangten zugleich auch 


) In Oeſterreich waren 1872 beim Tabaksmonopol 26,000, in 
Frankreich 16,000 Arbeiter beſchäftigt. 


die volle Sicherheit dafür, daß nicht blos neue Laſten 
und mehr Steuern im Reiche geſchaffen würden, ſondern 
auch gleichzeitig Erleichterungen in den Einzelſtaaten. 

Bis jetzt ſind aber noch keine Geſetze von den Regierungen 
im Reichstage vorgelegt worden, welche neben den höheren 
Steuern auch die gewünſchten Steuererleichterungen 
ſicher ſtellten. 

Im Jahre 1869 brachten die Bundesregierungen ein 
ganzes Bouquet von acht neuen Steuern, nur um das ans 
gebliche Deficit in Preußen zu decken. Die liberale Majorität 
lehnte die Steuern ab und es zeigte ſich nachher, daß das 
Deficit auch ohne die neuen Steuern zu decken war. 

Im Jahre 1875 brachten die Bundesregierungen wieder 
zwei Steuerprojekte: die Erhöhung der Bierſteuer und 
die Steuer auf Schlußſcheine x. Von Steuererleichte— 
rungen war auch dabei keine Rede; die neuen Steuern 
ſollten nur dazu dienen, daß die Matrikularbeiträge, welche 
die Einzelſtaaten an das Reich zahlen, nicht erhöht würden. 
Die Liberalen im Reichstage wieſen nach, daß die neuen 
Steuern nicht nöthig wären und daß man die Matrikular⸗ 
beiträge auch nicht zu erhöhen nöthig hätte. Die neuen 
Steuerprojekte wurden nicht angenommen. 

In der letzten Seſſion des Reichstags kamen wiederum 
zwei große Steuerprojekte: die Erhöhung der Tabakſteuer 
und eine neue Stempelſteuer auf Schlußſcheine. Aber auch 
ſie brachten nur eine Steuererhöhung und eine neue Steuer, 
ohne die in Ausſicht geſtellte Reform mit den dazu gehörigen 
Steuererleichterungen. Selbſt die Conſervativen ſahen ein, 
daß man für dieſe Steuerprojekte nicht ſtimmen könne. 

Die Liberalen wollen eine Steuerreform, ſie ſind auch 
nicht gegen die Erhöhung geeigneter indirekter Steuern, aber 
ſie verlangen, daß gleichzeitig der Erlaß an direkten 
Steuern in den Einzelſtaaten geſetzlich ſichergeſtellt werde. 

Die Liberalen hängen auch nicht an den Matrikular⸗ 
beiträgen; aber ſie wollen in die Beſeitigung derſelben nur 
dann einwilligen, wenn dem Reichstage das jährliche 
Einnahmebewilligungsrecht, welches derſelbe jetzt 
verfaſſungsmäßig hat, verbleibt. 

Die Conſervativen ſagen, das Einnahmebewilligungs⸗ 
recht des Reichstag ſei überflüſſig. Auch der Fürſt Bis⸗ 
marck hat einmal erklärt, der Reichstag könne ſich ja 
ſchlimmſten Falls mit dem Ausgabebewilligungsrecht 
begnügen. Die Liberalen ſind nicht dieſer Anſicht. Sie 
halten ſich in ihrem Gewiſſen für verpflichtet, ein jo wichtiges 


Als Solchen empfiehlt den 


Recht, welches die deutſche Verfaſſung der Volksvertretung ge⸗ 
währt hat, nicht preiszugeben. 

Daß das Einnahmebewilligungsrecht ein ſehr wirkſames 
Mittel in der Hand des Reichstages iſt, beweiſen die letzten 
4 Jahre. Nur dadurch iſt es dem Reichstag möglich ge- 
weſen, es zu bewirken, daß in den letzten vier Jahren 
79 Millionen Mark weniger an Matrikularbei— 
trägen von den Einzelſtaaten erhoben wurden, als die 
deutſchen Regierungen es wollten. 

Gleichwohl wird man dem Reichstage nicht den Vor— 
wurf machen können, daß er den Regierungen nicht Alles 
bewilligt habe, was zur Sicherheit und Erhaltung der Macht⸗ 
ſtellung Deutſchlands nothwendig war. Sind doch die 
Ausgaben für das Militär ſeit dem Jahre 1872 um 
80 Millionen Mark und die Ausgaben für die Marine um 
13 Millionen Mark erhöht! 

Die Liberalen im Deutſchen Reichstag haben freudig 
die großen, immer unvergeßlichen Verdienſte des Fürſten 
Bismarck anerkannt, ſie haben ihn gern und willig in ſeiner 
nationalen Politik unterſtützt, ſie haben bewilligt was zur 
Erhaltung und Entwickelung der deutſchen Inſtitutionen noth⸗ 
wendig war. Als die Vertreter des freiſinnigen Deutſchen 
Bürgerthums ſind ſie aber auch eingetreten für die Rechte 
des Deutſchen Volks und ſeiner Abgeordneten, ſie ſind ein— 
getreten für eine ſparſame, den Verhältniſſen des Reiches 
entſprechende Finanzverwaltung. 

Der Reichskanzler und die Bundesregierungen 
werden bei der Durchführung der großen Reformen, 
welche wir Alle erſtreben, der Mitwirkung des 
freiſinnigen Deutſchen Bürgerthums und ſeiner 
Vertreter nicht entbehren können; ſie werden die— 
ſelbe erhalten, wenn ſie die berechtigten und ver— 
faſſungsmäßigen Forderungen derſelben berück— 
ſichtigen. 

Die Deutſchen Wähler aber mögen am 
30. Juli durch ihre Stimmen bekunden, daß 
ſie vertreten ſein wollen nach wie vor durch 
Männer, welche treu ſtehen zu Kaiſer und 
Reich, welche gern und willig die nationale 
Politik des Fürſten Bismarck unterſtützen, 
welche gleichzeitig aber auch beſonnen und feſt 
eintreten für die Rechte und Freiheiten des 
Deutſchen Volkes! 


Oekonomierath O. Hausburg in Berlin 
das liberale Wahlcomité des Elbing-Marienburger Wahlkreifes. 
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